
V BLv/ 13/53

B e s c h l u s s  

In der Landwirtschaftssache

der Stadt E

Antragstellerin, Beschwerdegegnerin und 
Rechtsbes chwerd eführ er i n .

- vertreten durch Rechtsanwalt

g e g e n

die vorläufige Landwirtschaftskammer als obere
Landwirtschaftsbehörde,

Antragsgegnerin, Beschv/erdeführerin und 
Rechtsbeschwerdegegnerin,

v/egen Genehmigung eines Grundstückskaufvertrages

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs als Senat für 
Landwirtschaftssachen in der Sitzung vom 9* Juni 1953 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Lr.Tasche, der Bundesrichter 
Br.Hückinghaus und Dr.Piepenbrock sowie der Obersten Land­
wirtschaftsrichter Peldmann und Thee

beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß des 7. 
Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Celle vom 
1. Dezember 1952 wird auf Kosten der Antragstel­
lerin zurückgewiesen. Außerhalb des Rechtsbeschwer­
deverfahrens entstandene Kosten sind nicht zu er­
statten.



-• 2 - 

G r ü n d e ;

I„

Die Ehefrau Thea geh, in Bad ist
Eigentümerin der im Grundbuch von E ^ H B l  Bd 72 Bl 2767 einge­
tragenen Parzelle Kartenblatt 15 Nr 37 "Im schwarzen lande" 
in Größe von 6,5535 ha» Es handelt sich um eine landwirtschaft­
lich genutzte Fläche, die etwa 3 km vom Südrande der Stadt

entfernt liegt und an die Saatzuchtfirma R f l H i  & 
G ^ B H ^  verpachtet ist» Die Ehefrau M|H)hat dieses Grund­
stück in notarieller Urkunde vom 18» Oktober 1951 mit einem 
Nachtrag vom 31- Oktober 1951 der Stadtgemeinde zum
Preise von 1 500 DM für je 25 ar = 39 321 DM zum Kauf ange- 
boten. Die Stadt hat das Kaufangebot in notarieller
Urkunde vom 14» November 1951 angenommen. Die untere Land­
wirtschaftsbehörde hat dem Kaufvertrag die Genehmigung ver­
sagt mit der Begründung, daß die Durchführung des Vertrages zu 
einer ungesunden Verteilung der Bodennutzung führe» Auf den 
von der Käuferin gestellten Antrag auf gerichtliche Entschei­
dung hat das Amtsgericht (landwirtschaftsgericht) den Kaufver­
trag genehmigt» Auf die sofortige Beschwerde der oberen Land- 
wirtschaftsbehörde hat das Oberlandesgericht dem Kaufvertrag 
die Genehmigung versagt. Hiergegen richtet sich die Rechtsbe­
schwerde der Käuferin, mit der sie den Antrag auf Genehmigung 
des Vertrages weiter verfolgt»

II»
Die Rechtsbeschwerde ist nicht begründet»
1. Das Oberlandesgerichte hat die vom Amtsgericht bejahte 

Frage der Y/irtsehaftsfähigkeit der Käuferin dahingestellt sein 
lassen» Es ist der Auffassung, daß die Genehmigung des Kaufver­
trages schon deshalb zu versagen sei, weil seine Durchführung



zu einer ungesunden Verteilung der Bodennutzung führe0 Es sei 
davon auszugehen, daß ein Hof grundsätzlich nicht in die tote 
Hand, sondern in die Hand eines Land- oder Forstwirts gehöre. 
Dieser Gesichtspunkt müsse sinngemäß auch für den vorliegende^ 
Fall gelten, in dem es sich zwar nicht um einen Hof, sondern 
um eine über 26-Morgen große, landwirtschaftlich genutzte 
Fläche handele. Die von der Käuferin vorgebrachten Gründe, dal 
die Stadt auf dem Gebiete des-'Wohnungsbaues große Verpflichtung 

'gen zu erfüllen habe und gehalten sei, den Erlös aus dem Ver­
kauf von Grundbesitz zum Erwerb gleichartigen Vermögens zu ve$ 
wenden, seien nicht durchschlagend0 Die der Stadt Einbeck hacr. 
dem Wohnungsbaugesetz obliegenden Verpflichtungen müßten sich 
auf das Maß des Möglichen beschränken. Die Stadt E t t M c  ver­
füge nach ihrem eigenen Vorbringen noch in einem so bedeuten­
den Umfang über eigenen Grundbesitz, daß sie ihre Aufgaben 
auf dem Gebiete des Wohnungsbaues für lange Zeit auch ohne 
das hier fragliche Land erfüllen-könne. Sie wolle ihre Ver­
pflichtung zur 'Bereitstellung von Bauland zwar nicht davon 
abhängig machen, daß sie zum Ausgleich Land an anderer Stelle 
zurückerhalte, sie wolle aber doch diese Verpflichtung als 
Begründung für die■Notwendigkeit eines.Landerwerbes benutzen. 
Das sei.nicht gerechtfertigt. Die Käuferin könne sich nicht . 
darauf,berufen, daß sie den Erlös aus dem Verkauf von Grundbe­
sitz wieder zum Erwerb von Grundbesitz verwenden müsse. Die 
Bestimmung des § 63 DGO« daß eine Gemeinde den Erlös aus der 
Veräußerung von Vermögenswerten dem Vermögen zur Erhaltung 
seines Wertes zuzuführen habe, müsse dahin ausgelegt werden, 
daß die Verwendung des Erlos'es zum Erwerb gleichartigen Ver­
mögens im Rahmen gesetzlich zulässiger Möglichkeiten zu ge­
schehen habe. Eine Verwendung zu einem gesetzlich nicht zu­
lässigen Erwerb sei aber den Gemeinden durch diese Bestimmung 
nicht zu Pflicht gemacht. Ein solcher nach den gesetzlichen 
Vorschriften nicht zu billigender Grundstückserwerb liege
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aber in dem hier zu entscheidenden Palle vor, da Bauern vor­
handen seien, die großes Interesse an dem verkauften Land 
hätten und dringend darauf angewiesen seien.. Unter diesen 
Umständen führe es zu einer ungesunden Verteilung der Boden­
nutzung, wenn die Stadt E ( H ^ 0  diesen Bauern vorgezogen wer­
de., Die Käuferin habe auch selbst vorgetragen, daß sie bisher 
schon 13 ha Land abgegeben und nur 10,55 ha (einschließlich 
der hier streitigen 6,55 ha) wieder erworben habe« Sie habe 
also bisher schon 9 ha Land ersatzlos abgegeben. Es erscheine 
keineswegs erforderlich, diesen Verlust durch einen großen 
Landerwerb wieder auszugleichen*

2* Die Rechtsbeschwerde rügt, das Oberlandesgericht habe 
den Begriff der ungesunden Verteilung der Bodennutzung ver­
kannt und seine Aufklärungspflicht verletzt, insbesondere
die von der Käuferin vorgebrachten Gründe für das öffentliche

«

Interesse an dem Landerwerb nicht genügend berücksichtigt* Im 
einzelnen macht sie geltend; Die Vorschrift, wonach die Geneh­
migung zu versagen sei, wenn die Veräußerung zu einer unge­
sunden Verteilung der Bodennutzung führe, weise nicht unbedingt 
auf die Eigentumsverhältnisse hin, sondern zunächst auf die Art 
der Bodennutzung» Durch den Verkauf des Grundstücks an die 
Stadt E ^ H B P  ändere sich die Bodennutzung überhaupt nicht, 
da das Grundstück noch bis zum Jahre 1962 verpachtet sei» Die 
Pächterin habe auch den Erwerb des Landes zu Eigentum ausdrück­
lich abgelehnt. Der vom Oberlandesgericht aufgestellte Grund­
satz, daß ein Hof nicht in die tote Hand, sondern in die Hand 
eines Land- oder Forstwirts gehöre, könne schon deshalb keine 
Anwendung finden, weil es sich bei dem streitigen Grundstück 
überhaupt nicht um einen Hof handele. Im übrigen sei es auch 
keineswegs berechtigt, die Käuferin als Mtote Hand” zu bezeich­
nen. Die Stadt E 0 | ^  habe in den Jahren von 1946 bis 1951 
Grundstücke in einer Gesamtgröße von über 13,3 ha verkauft und
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nur rund 3»9 ha Bauland wiedererworben. Sie habe also ohne 
die hier streitige Fläche rund 10 ha mehr abgegeben, als sie 
erworben habe» Y/enn sich für die Stadt di-e Gelegenheit biete,
26 Morgen Ackerland zu erwerben, die der Pächter nicht erwer­
ben wolle, sei es bei Berücksichtigung der kommunalen Aufgaben 
auf dem Gebiete der Baulandbeschaffung nicht gerechtfertigt, 
einem solchen Erwerb die Genehmigung zu versagen» Die Städte 
seien die gesetzlich anerkannten Träger für die Durchführung 
der Raumordnung in ihrem Gebiet» Sie hätten die Wirtschafts­
pläne aufzustellen und auch für das nötige Bauland zu sorgen. 
Zur Erfüllung dieser Aufgaben sei es für die Städte notwendig 
und nützlich, eigenen Grundbesitz zu haben und eine Bodenvor- 
ratswirtschaft zu betreiben» Man könne nicht einfach darauf 
hinweisen, daß die Stadt einengewissen Grundbesitz
habe. Es müsse dann schon geprüft werden, wie sich dieser Grün 
besitz zu dem vorhandenen Bedarf verhalte. Die Käuferin habe 
bereits dargelegt, daß sie einen großen Bevölkerungszuwachs 
durch Flüchtlinge habe und daß infolgedessen der Bedarf an 
Siedlungsland und Bauland stark gewachsen sei» Die Stadt Ein­
beck sei darauf angewiesen, Tauschland zur Verfügung zu haben, 
weil ein großer Grundbesitzer in der Gemeinde, nämlich die 
Klosterkammer, grundsätzlich nur Land abgebe, wenn wieder Land 
als Ersatz angeboten werde.

Die Rechtsbeschwerde bittet auch im Hinblick auf die ge­
setzliche Verpflichtung der Stadt, für Bauland zu sorgen und 
den Erlös aus Landverkäufen möglichst wieder in Land anzulegen 
um eine Nachprüfung des angefochtenen Beschlusses? Sie ist der 
Auffassung, daß der Erwerb der 26 Morgen im öffentlichen Inter­
esse liege und deshalb nicht als ungesunde Verteilung der 
Bodennutzung angesehen werden könne. Die Stadt mache nicht 
geltend, daß eine zwingende Verpflichtung für sie zum Erwerb 
des Landes bestehe, sondern sie sage lediglich, daß sie deshalb
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weil sie so weit wie möglich Bauland beschaffen müsse, von die­
ser ihr hier gebotenen Möglichkeit Gebrauch machen müsse, da 
sie nur selten Gelegenheit habe, ein solches Grundstück zu 
erwerben. Die Präge, ob der Eigenbesitz der Käuferin so um­
fangreich sei, daß die Stadt ihre Aufgaben auf dem Gebiete 
des Wohnungsbaues für lange Zeiten auch ohne das hier frag­
liche Land erfüllen könne, habe das Beschwerdegericht im Hin­
blick auf die Bedarfsseite nicht untersucht. Auch die Auslegung 
des § 63 DGO werde dem Vorbringen der Käuferin nicht gerecht.
Die Stadt sei zwar nicht zwingend gesetzlich verpflichtet, den 
Erlös aus dem Verkauf von Grundbesitz gerade nur in Grundbesitz 
anzulegen., Der Sinn der gesetzlichen Vorschriften sei aber doch 
der, daß bei Verkäufen aus dem Vermögen der Erlös wieder in 
einer Weise dem Vermögen zugeführt werde, daß der Bestand des 
Vermögens möglichst erhalten bleibe. Bei Grundstücksverkäufen 
bestehe eben die nächstliegende Art zur Sicherung der Erhaltung 
des Vermögens darin, daß der Erlös auch wieder in Grundbesitz 
angelegt werde. Die Stadt könne deshalb mit Recht sagen, daß 
ihr durch gesetzliche Bestimmung zum mindesten nahegelegt sei, 
ihren früheren Grundstücksbestand, der sich durch die Verkäufe 
der letzten Jahre vermindert habe, durch Landerwerb wenigstens 
teilweise wieder aufzufüllen. Das Beschwerdegericht verkenne 
die große Bedeutung des städtischen Eigentums an Grund und 
Boden, das doch eine besonders notwendige und wertvolle Form 
des Gemeineigentums sei. Es komme wegen der mangelnden Berück­
sichtigung des Öffentlichen Interesses und der unzutreffenden 
Würdigung der für den Landerwerb vorgebrachten Gründe zu einem 
unrichtigen Ergebnis.

3. Die nach dem Kontrollratsgesetz Nr 45 für die Veräußerung 
eines land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücks erforderli­
che Genehmigung kann nur aus den in Art IV Nr 4 KRG Nr 45 und 
Art III Nr 5 BrMilRegVO Nr 84 aufgeführten Gründen versagt
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werden» Liegt einer dieser Fälle vor, so darf die Genehmigung 
nicht erteilt werden» Nach Art IV Nr 4 Buchst c KRG Nr 45 
in Verbindung mit Art III Nr 5 Buchst b BrMilRegVO Nr 84 ist 
die Genehmigung einer Grundstücksveräußerung insbesondere 
dann zu versagen, wenn die Veräußerung zu einer ungesunden 
Verteilung der Bodennutzung führt» Was darunter zu verstehen 
ist, sagt das Gesetz nicht» Die Tatsache, daß der'Erwerb eines1 
land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücks im Einzelfall 
unerwünscht erscheint, genügt-jedenfalls allein nicht, um einej 
ungesunde Verteilung der Bodennutzung annehmen zu können» Viel 
mehr muß der Erwerb nach den ganzen Umständen, insbesondere 
bei Berücksichtigung des großen Landbedarfs, eine ungesunde 
Erscheinung'darstellen» Das ist nach der Rechtsprechung in der 
Regel der Fall, wenn der Erwerber bereits Land in eigener Be­
wirtschaftung besitzt-und hierdurch eine ausreichende Lebens- 
grundla'ge hat (vgl OGHZ 2, 192 ff /1'96J~ RechtdLandw 1949? 163.- 
ferner OGHZ 2, 275 ff, OGH in RechtdLandw 1950, 61; BGH vom 
11» Dezember 1951, V BLw 121/50 und BGHZ 6, 35 /?6/) 0 Vor allej 
ist der Erwerb eines land- oder forstwirtschaftlichen Grund­
stücks durch einen.Nichtlandwirt, insbesondere wenn der Erwerb 
aus Kapitalanlagegründen geschieht, nicht zu'rechtfertigen»
Der verfügbare land- und forstwirtschaftliche Grundbesitz muß 
grundsätzlich solchen Personen zukommen und Vorbehalten blei­
ben, die ihn selbst bewirtschaften» Dieser Grundsatz bedeutet 
jedoch nicht, daß land- und forstwirtschaftlicher Grundbesitz 
unter keinen Umständen in das Eigentum'von Nichtlandwirten 
übergehen dürfe» Es-gibt Fälle, in denen der Erwerb solcher 
Grundstücke durch Nichtlandwirte ’durchaus gerechtfertigt sein 
kann, z»B. wenn die Grundstücke für Bauzwecke, insbesondere 
für ein'Wohnhaus oder eine Siedlung benötigt,werden» In einem, 
solchen Falle kann nicht'angenommen werden, daß die Veräußerun 
zu einer ungesunden Verteilung der Bodennutzung führe» Die Entf
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Scheidung hängt deshalb davon ab, ob die Stadt das
gekaufte Grundstück zum Zwecke der Bereitstellung von Bauland 
benötigt,,

Der vom Beschwerdegericht aufgestellte Grundsatz, daß ein ■ 
Hof nicht in die tote Hand, sondern in die Hand eines Land­
oder Forstwirts gehöre, kann auf den vorliegenden Fall keine 
Anwendung finden, weil es sich bei dem streitigen Grundstück 
nicht um einen Hof handelt. Mit der entsprechenden Anwendung 
dieses Grundsatzes will das Oberlandesgericht im übrigen auch 
lediglich zum Ausdruck bringen, daß land- oder forstwirtschaft­
liche Grundstücke in die Hand des selbst wirtschaftenden Eigen­
tümers gehören* Dieser Grundsatz ist an sich nicht zu bean­
standen, steht jedoch nicht unbedingt einer Genehmigung der 
Veräußerung entgegen*

Die Auffassung der Rechtsbeschwerde, daß es bei der Prüfung 
der Frage, ob die Veräußerung eines Grundstücks zu einer unge­
sunden Verteilung der Bodennutzung führe, nicht direkt auf die 
Änderung der Eigentumsverhältnisse, sondern in erster Linie 
darauf ankomme, ob die Bodennutzung geändert werde, ist unzu­
treffend. Nach dem Wortlaut und Sinn des Gesetzes ist nicht 
die infolge der Veräußerung eines Grundstücks etwa eintreten­
de Änderung der Nutzung entscheidend., Maßgebend ist vielmehr, 
ob die Veräußerung zu einer ungesunden Verteilung der unmittel­
baren oder auch mittelbaren Bodennutzung führt* Wenn die Auf­
fassung der'Rechtsbeschwerde richtig wäre, könnte einer Ver­
äußerung verpachteter Grundstücke, die auch weiterhin verpach­
tet bleiben sollen und deren bisherige Art der Bewirtschaftung 
also bestehen bleibt, die Genehmigung aus dem Gesichtspunkt 
einer ungesunden Verteilung der Bodennutzung nicht versagt 
werden. Es leuchtet ohne weiteres ein, daß dies nicht richtig 
sein kann*
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Unbegründet ist die Rüge der Rechtsbeschwerde, daß das 
Oberlandesgericht bei der Beurteilung des Landerwerbs das 
öffentliche Interesse, insbesondere die Verpflichtung der 
Gemeinde zur Baulandbeschaffung, unberücksichtigt gelassen 
habe. Nach §§ 1,2,12 des ersten Wchnungsbaugesetzes vom 24, 
April 1950' (BGBl’S 83) haben Gemeinden und .Gemeindeverbände 
den sozialen Wohnungsbau als'vordringliche Aufgabe zu fördern, 
und zu diesem Zweck geeignete Grundstücke als Bauland bereit­
zustellen und darüber hinaus nötigenfalls als Bauland geeignet 
te Grundstücke zu beschaffen. Das streitige Grundstück ist kej 
Bauland, Es kommt auch nach der von der Rechtsbeschwerde nichi 
beanstandeten Feststellung des angefochtenen Beschlusses für 
die weitere Ortsplanung als Baugelände nicht in Betracht, so 
daß es, wenn der Erwerb der Baulandbeschaffung dienen soll, 
nur als Tauschgelände zu verwenden ist. Die Frage, ob der 
Erwerb des Grundstücks zu einer ungesunden Verteilung der Bcdk 
nutzung führt, würde zu verneinen sein, wenn die Stadt 
darauf angewiesen wäre, zur Erfüllung der ihr auf dem Gebiete 
der Baulandbeschaffung obliegenden Aufgaben das Grundstück füq 
Tauschzwe.cke; zu' erwerben. Dies ist jedoch nicht der Falle Die 
Stadt verfügt über eigenen Grundbesitz von erheblicheij
Größe.-., Das Oberlandesgericht hat nicht, wie die RechtsbeschweiJ 
de ausführt, därauf verwiesen, daß die Stadt, EflHHB einen 
gewissen Grundbesitz habe. Es hat vielmehr festgestellt, daß 
die Stadt in einem so erheblichen Umfang über eigenen Grund­
besitz verfüge, daß sie ihre Aufgaben auf dem Gebiete des Woh­
nungsbaues für lange Zeiten auch ohne'das streitige Grundstück 
erfüllen könne. Diese Feststellung wird von der Rechtsbeschwed 
de beanstandet mit dem.Hinweis, daß das Oberlandesgericht nick 
geprüft habe, wie sich der Eigenbesitz der Käuferin ’zu dem vc-k 
handenen Bedarf verhalte. Der dem Oberlandesgericht gemachte 
Vorwurf nicht vollständiger Aufklärung des Sachverhalts ist
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an sich zum Teil begründet. Das Beschwerdegericht hat nämlich 
keine näheren Feststellungen über die Größe, die Art und die 
läge des der Stadt gehörenden Grundbesitzes getrof­
fen und auch keine Ermittlungen über den gegenwärtigen und 
zukünftigen Baulandbedarf der Käuferin angestellt., obwohl 
eine solche Feststellung bei dem vorliegenden Sachverhalt 
nahegelegen hätte„ Die Entscheidung wird durch diesen Mangel 
jedoch im Ergebnis nicht berührt. Die Stadt hatte
schon in erster Instanz vorgetragen, daß sie seit Jahrhunder­
ten einen umfangreichen Grundbesitz habe, der zum Teil aus 
landwirtschaftlich genutzten Ländereien bestehe. Auf den Hin­
weis der oberen Landwirtschaftsbehörde, daß die Stadt außeror­
dentlich viel Grundvermögen besitze, wovon allein 267>40 ha 
verpachtet seien, hat die Rechtsbeschwerdeführerin lediglich 
erwidert, die angegebene Zahl sei unzutreffend» Die Stadt habe 
165,0085 ha zur landwirtschaftlichen Nutzung und 25,16 ha als 
Kleingärten verpachtet. Ob noch weiterer land- oder forstwirt­
schaftlicher Grundbesitz vorhanden ist, ist nicht festgestellt„ 
Das Beschwerdegericht ist offensichtlich auf Grund des eigenen 
Vorbringens der Rechtsbeschwerdeführerin davon ausgegangen, 
daß die Stadt ohne das Kleingartenland Eigentümerin
von mindestens 165 ha landwirtschaftlicher Grundstücke ist«,
Bei der Größe dieses Grundbesitzes ist die Auffassung des Ober­
landesgerichts, daß der vorhandene Eigenbesitz zur Erfüllung 
der der Rechtsbeschwerdeführerin obliegenden Aufgaben auf dem 
Gebiete der Baulandbeschaffung ausreiche, nicht zu beanstanden, 
auch wenn man berücksichtigt, daß die Stadt zur Durchführung 
dringender Siedlungsaufgaben auch weiterhin Land aus ihrem 
Eigenbesitz abgeben muß. Die Stadt hat auch nichts dafür vorge­
tragen, was die Annahme rechtfertigen könnte, daß der bisherige 
Eigenbesitz als Bauland oder Tauschgelände nicht geeignet oder 
auf absehbare Zeit nicht ausreichend sei»
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Der Versuch der Stadt« für das abgegebene Bauland ander­
weitigen Grundbesitz zu erwerben und damit ihren Grundstücks­
bestand zu erhalten, ist an sich verständlich= Grundsätzlich 
wird man es auch billigen können»wenn ein Gemeinwesen» das 
im öffentlichen Interesse für Bauzwecke■Grund und Boden abge­
geben hat» wieder andere Grundstücke erwirbt., Die Tatsache 
allein» daß die Stadt in den vergangenen Jahren über
L3 ha als Bauplätze verkauft und bisher lediglich 3,9 ha Wiede} 
erworben hat» kann jedoch den Grundstückserwerb nicht recht- 
fertigen» zumal da das streitige Grundstück selbst für die Be­
bauung nicht in Era.ge kommt, Im .übrigen kann bei der Beurtei­
lung des Neuerwerbs von Grundstücken die Größe des vorhandenen5 
Eigenbesitzes, nicht unberücksichtigt bleiben. Wenn eine Stadt- 
gemeinde einen sc erheblichen Grundbesitz hat wie die Stadt

dann kann ihr auch zugemutet■ werden, daß sie einzelne, 
Grundstücke für den Wohnungsbau abgibt,, ohne dafür Ersatz an 
Land zu bekommen, • • • ' ,

Der Hinweis der Rechtsbeschwerde auf die Vorschriften der 
§§ 61»63 DGO vermag den Grundstückserwerb nicht zu rechtfertig^ 
Nach § 61 Abs 1 DGO sollen die Gemeinden - Vermögensgegenstände 
nur erwerben, soweit; sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben erfordert 
lieh .: sind oder in absehbarer Zeit' erforderlich werden, Nach 
§.63 Satz. 1 DGO ist.der Erlös aus der Veräußerung von Vermögen^ 
gegenständen dem Vermögen zur Erhaltung seines Wertes zuzuführti 
Die nächstliegende Art» bei dem Verkauf von Grundbesitz den 
Wert des Vermögens 'zu erhalten» besteht allerdings darin» daß 
der Erlös.wieder in Grundbesitz angelegt wird*-Die Vorschrift 
des § 63 EGO bedeutet jedoch nicht» daß der.Erlös unbedingt 
für den Erwerb gleicha.rtigen Vermögens verwendet werden müßte* 
Die Stadt ENMNtaw'ill auch, wie sie ausdrücklich erklärt hat, 
nicht geltend machen, daß sie zwingend gesetzlich. verpflichtet, 
sei, den Erlös aus dem Verkauf von Grundbesitz wieder in Grund;
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stücken anzulegen.. Sie folgert aus der Vorschrift des § 63 
DGO lediglich, daß ihr durch gesetzliche Bestimmung der Er­
werb von Grundstücken zum mindesten nahegelegt werde und 
damit als im öffentlichen Interesse erforderlich zu bezeichnen­
sei, so daß der Erwerb des streitigen Grundstücks nicht als 
ungesunde Verteilung der Bodennutzung angesehen werden könne. 
Dieser Auffassung kann nicht gefolgt werden; denn eine Verwen­
dung des Erlöses zum Erwerb gleichartigen Vermögens darf, wie 
das Beschwerdegericht mit Recht hervorhebt, nur im Rahmen ge­
setzlich zulässiger Möglichkeiten erfolgen. Ein öffentliches- 
Interesse an dem Erwerb des Grundstücks kann aber dann nicht 
anerkannt werden, wenn, wie das hier der Pall ist, der vor­
gesehene Erwerb nach den gesetzlichen Vorschriften nicht zu 
billigen ist«

Das Oberlandesgericht hat bei der Beurteilung der Präge 
ob die Veräußerung des 26 Morgen großen Grundstücks an die 
Stadt Einbeck zu einer ungesunden Verteilung der Bodennutzi 
führt, weiter mit Recht die Tatsache berücksichtigt, daß in 
der dortigen Gegend Landwirte vorhanden sind, die großes 
Interesse an dem verkauften Land haben und auch dringend 
darauf angewiesen sind. Soweit die Rechtsbeschwerde das Kauf­
interesse und den dringenden Landbedarf örtlicher Landwirte 
bestreitet, handelt es sich um einen unzulässigen Angriff 
gegen tatrichterliche Feststellungen, sin die das Rechtsbe­
schwerdegericht gebunden ist, es sei denn, daß die Feststel­
lungen auf einer Gesetzesverletzung beruhen(§ 11 Abs 1 LVR). 
Dies würde vor allem dann der Pall sein, wenn Denkgesetze odei 
Verfahrensvorschriften, insbesondere die Ermittlungspflicht, 
verletzt wären. Ein solcher Rechtsverstoß ist jedoch bei der 
vom Beschwerdegericht vorgenoramenen Würdigung des Vorbringens 
der Beteiligten nicht ersichtlich. Es liegt nicht im Interesse 
einer gesunden Verteilung der Bodennutzung, wenn den erwerbs-
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willigen und landbedürftigen Landwirten eine Stadtgemeinde vor­
gezogen wird, die nicht unbedingt auf den Erwerb des Grundstoc­
kes- angewiesen ist» Die Annahme des Beschwerdegerichts, daß 
unter diesen Umständen die Veräußerung zu einer ungesunden 
Verteilung der Bodennutzung führe, läßt einen Rechtsirrtum 
nicht erkennen.

Die Genehmigung des Kaufvertrages ist daher mit Recht ver­
sagt worden. Die Rechtsbeschwerde mußte deshalb als unbegrün- . 
det zurückgewiesen werden«,

Die Kostenentscheidung beruht auf § 10 LVR in Verbindung 
mit §§ 42,43,50 LVO. Ein Grund, der Rechtsbeschwerdeführerin 
außerhalb des Rechtsbeschwerdeverfahrens entstandene Kosten 
'aufzuerlegen (§ 51 LVO), bestand nicht.

Dr.Tasche Dr.Hückinghaus Dr.Piepenbrock
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